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(2) Die Art und Weise der Bekanntma­
chung sowie die Zeit, innerhalb der sie 
durchzuführen ist, wird im Urteil be­
stimmt. Das Gericht hat die zur Erreichung 
des Zweckes der Bekanntmachung geeig­
nete Form zu wählen. Die öffentliche Be­
kanntmachung kann sich auf die Veröffent­
lichung der Urteilsformel, auf diese und 
eine Zusammenfassung aus den Urteils­
gründen oder in geeigneten Fällen auf das 
gesamte Urteil erstrecken. Die Zusammen­
fassung aus den Urteils gründen darf nur 
durch das erkennende Gericht erfolgen.

Aufenthaltsbeschränkung 

§ 51
(1) Die Aufenthaltsbeschränkung kann 

zusätzlich zu einer Freiheitsstrafe und, 
wenn dadurch die Erreichung des Straf­
zweckes wesentlich gefördert und auf eine 
Bewährungszeit von zwei Jahren erkannt 
wird, auch zusätzlich zu einer Verurteilung 
auf Bewährung ausgesprochen werden. Ihre 
Anordnung setzt voraus, daß es zum 
Schutze der gesellschaftlichen Ordnung 
oder der Sicherheit der Bürger geboten 
ist, den Verurteilten von bestimmten Orten 
oder Gebieten fernzuhalten.

(2) Die Aufenthaltsbeschränkung soll 
dem Verurteilten durch die Beschränkung 
seiner Freizügigkeit die Gelegenheit zur 
Begehung weiterer Straftaten nehmen, die 
Fortsetzung seiner Beziehungen zu Perso­
nen, die einen schädlichen Einfluß auf ihn 
ausgeübt haben oder auf die er einen 
schädlichen Einfluß ausgeübt hat, verhin­
dern und ihn in eine Umgebung bringen, 
die seiner kollektiven Erziehung und ge­
sellschaftlichen Entwicklung dienlich ist.

(3) Die zuständigen staatlichen Organe 
sind auf Grund des Urteils berechtigt, den 
Verurteilten zum Aufenthalt in bestimm­
ten Orten oder Gebieten zu verpflichten.

Hinweis: Vgl. auch § 339 Abs. 1 Ziff. 3 
und § 347 StPO; §§ 26-32 der 1. DB zur 
StPO.

§ 52
(1) Durch die Aufenthaltsbeschränkung 

wird dem Verurteilten auf die Dauer von 
zwei bis fünf Jahren der Aufenthalt in be­
stimmten Orten oder Gebieten der Deut­

schen Demokratischen Republik untersagt. 
In Ausnahmefällen kann das Gericht die 
Aufenthaltsbeschränkung ohne eine Be­
grenzung ihrer Dauer aussprechen, wenn 
dies im Interesse der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung in be­
stimmten Orten oder Gebieten erforderlich 
ist. Neben der Verurteilung auf Bewäh­
rung darf die Dauer der Aufenthalts­
beschränkung die Bewährungszeit nicht 
überschreiten.

(2) Die Dauer der Aufenthaltsbeschrän­
kung kann durch Beschluß des Gerichts 
nach Ablauf von mindestens einem Jahr 
verkürzt werden, wenn der Verurteilte sich 
während dieser Zeit verantwortungsbewußt 
verhalten und durch besondere Leistungen 
bewährt hat. Die örtlichen Organe der 
Staatsmacht, die gesellschaftlichen Organi­
sationen und unter ihrer Mitwirkung die 
Kollektive der Werktätigen können ent­
sprechende Anträge stellen.

Hinweis: Vgl. § 31 der 1. DB zur StPO; 
bei Jugendlichen vgl. auch Gemeinsame 
Arbeitsinformation des OG und des Mini­
steriums für Volksbildung vom 29. 3. 1971 
zur Zusammenarbeit der Gerichte und der 
Organe der Jugendhilfe im Strafverfahren 
(NJ, 1971, H. 9, Beil. 5/71).

(3) Entzieht sich ein zu Freiheitsstrafe 
Verurteilter der Aufenthaltsbeschränkung, 
wird er nach § 238 bestraft. Wurde zusätz­
lich zu einer Verurteilung auf Bewährung 
die Aufenthaltsbeschränkung ausgespro­
chen und entzieht sich der Verurteilte die­
ser hartnäckig, kann die im Urteil ange­
drohte Freiheitsstrafe vollzogen werden.

Hinweis: Vgl. auch § 32 der 1. DB zur 
StPO.

§ 53
Verbot bestimmter Tätigkeiten

(1) Das Tätigkeitsverbot kann zusätzlich 
zu einer Freiheitsstrafe oder Verurteilung 
auf Bewährung ausgesprochen werden, 
wenn der Täter die Straftat unter Ausnut­
zung oder im Zusammenhang mit einer 
Berufs- oder anderen Erwerbstätigkeit be­
gangen hat und es im Interesse der Ge­
sellschaft notwendig ist, ihm die Ausübung


